
220 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (144 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem Finanzif?rungs­
maßnahmen für Gesellschaften des o IAG­
Konzerns getroffen, das ÖIAG-Anleihegesetz 
geändert und organisations rechtliche Bestim­
mungen für vom 1. Verstaatlichungsgesetz 
betroffen~. Unternehmungen aufgehoben wer-

den (OIAG-Finanzierungsgesetz 1987) 

Die gegenständliche Regierungsvorlage sieht 
vor, daß die zur Durchführung strukturverbessern­
der Maßnahmen, insbesondere Investitionen, zur 
Abdeckung der bei einzelnen Gesellschaften einge­
tretenen Verluste und zur Eigenkapitalstärkung 
erforderlichen Mittel im Gesamtausmaß von 
20 600 Millionen Schilling von der ÖIAG aufge­
bracht und den Unternehmungen im Jahr 1987 und 
in späteren Jahren zugeführt werden sollen. 

Diese Summe leitet sich aus dem Finanzierungs­
memorandum vom 26. Feber 1987 der ÖIAG ab, 
das auf Unternehmenskonzepte der verstaatlichten 
Tochterunternehmen zurückgeht und von den 
Organen der ÖIAG beschlossen wurde. Der in die­
sem Finanzierungsmemorandum angegebene 
Bedarf einzelner Gesellschaften des ÖIAG-Kon­
zerns wird zum Teil durch Eigenleistungen aufzu­
bringen sein. Dem dadurch nicht zu befriedigenden 
Mittelbedarf der Eisen- und Stahl industrie und des 
Bergbaus sollen die durch diesen Gesetzentwurf 
bedeckten Mittelzuführungen dienen. Sollte sich 
die Ertragslage der Gesellschaften des ÖIAG-Kon­
zerns, die Mittelzuführungen erhielten, entschei­
dend verbessern, so soll eine entsprechende Minde­
rung der Refundierungsverpflichtung des Bundes 
die Folge sein. 

In die Refundierung sollen auch von der ölAG 
.in den vergangenen Jahren aufgenommene, den 
Unternehmungen zugeführte und noch nicht mit 
Refundierungspflicht ausgestattete Anleihen und 
Kredite der ÖIAG in der Höhe von 12300 Millio­
nen Schilling eingebunden werden. 

Weiters . soll der Bundesminister für . Finanzen 
ermächtigt werden, der ÖIAG die Ausgaben für 
Zinsen und Tilgungen der erforderlichen Kapital­
markttransaktionen je nach Entwicklung der' 
Ertragslage der ÖIAG aus dem Bundesbudget zu 
ersetzen. Dividenden-, Zinsen- und Tilgungsein­
nahmen der ÖIAG sollen auf die Refundierimgen 
des Bundes angerechnet werden. Schließlich soll 
der Bund für Mittelaufnahmen der ÖIAG die Haf­
tung gemäß dem ÖIAG-Anleihegesetz, dessen Haf­
tungsrahmen gleichzeitig erhöht wird. (je 62 000 
Millionen Schilling für Kapital sowie für Zinsen), 
übernehmell. 

Die Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns haben 
ihrerseits durch die Veräußerung von für' den 
Unternehmensgegenstand nicht notwendigen Ver­
mögensbestandteilen und durch andere Eigenlei­
stungen einen Beitrag zur Stärkung ihrer Liquidität 
sowie der Ertragslage des Konzerns zu erbringen. 

Die Kriterien, unter denen die ÖIAG Mittel an 
ihre Tochtergesellschaften zuführen darf, sollen 
festgelegt werden. Es wird verlangt, daß. in der 
Gesellschaft eine finanzielle Notsituation besteht 
sowie daß ein Weiterbestand dieser Gesellschaft 
bzw. ihrer Betriebsstatten in volkswirtschaftlichem 
Sinn gerechtfertigt ist. 

Eine Mittelzuführung an die ÖIAG darf erSt 
erfolgen, nachdem zwischen dem Bund als Träger 
von Privatrechten und der ÖIAG ein Vertrag abge­
schlossen wurde. Welche Regelungen jedenfalls in 
diesem Vertrag enthalten sein müssen, werden 
demonstrativ aufgezählt. 

Weiters sollen durch die gegenständliche Regie­
rungsvorlage die folgenden Gesetze bzw. Gesetzes­
bestimmungen aufgehoben werden: 

a) Das Rekonzernisierungsgesetz, BGBI. 
Nr.11211960, 

b) das 1. Verstaatlichungs-Organisationsgesetz, 
BGBI. Nr. 208/1963, in der Fassung BGBI. 
Nr. 329/1963, 
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2 220 der Beilagen 

c) § 3 1. Verstaatlichungs gesetz, BGBl. 
Nr. 168/1946, sowie 

q) durch eine im Gesetzentwud enthaltene Ver­
fassungsbestimmung das Bundesverfassungs­
gesetz vom 22. Oktober 1969, BGBl. Nr. 46/ 
1970. 

Durch die Aufhebung des § 3 1. Verstaatli­
chungsgesetz entfallen die Mitwirkung des Haupt­
ausschusses des Nationalrates, die Voraussetzung 
des Staatsinteresses und die vorzugsweise Berück­
sichtigung von Gebietskörperschaften, sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften bei der 
Veräußerung von verstaatlichten Anteilsrechten, 
Unternehmungen und Betrieben. 

Durch das erwähnte Bundesvedassungsgesetz 
wurden dem Hauptausschuß Mitwirkungsrechte 
bei gewissen Angelegenheiten - insbesondere Ver­
äußerungen und Verpfändungen - der in der 
Anlage zum ÖIG-Gesetz, BGBl. Nr. 23/1969, 
angeführten Gesellschaften eingeräumt; diese Mit­
wirkungsrechte sollen ebenfalls aufgehoben wer­
den. 

. Schließlich soll der zuständige Bundesminister 
verpflichtet werden, dem Nationalrat jährlich nach 
J~hresabschluß einen Bericht über die Lage des 
PlAG "Konzerns vorzulegen. 

Der Finanzausschuß hat den gegenständlichen 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung arh 21. Mai 1987 
in Verhandlung genommen und beschlossen, zur 
Vorbehandlung des Gegenstandes einen Unteraus­
sch!lß einzusetzen. Diesem gehörten die Abgeord­
l1etenMag. Brigitte E der er, Dr. No w 0 t n y, 

'Rec h b erg e r, Ruh alt in ger, Sc h m i d t­
er e ie r, Ing. T y c h tl, Aue r; Bur g s t a II e r, 
Dr. Fe urs te i n, Dipl.-Ing. Kai s e r, Dr. 
Sc h ü s sei, Dr. Tau s, Dipl.-Kfm. Holger 
Bau e r, Dipl.-Ing. Dr. Kr ü n e sund Dr. 'p i I z 
an. 

per Unterausschuß hat den Entwurf in seiner 
konstituierenden Sitzung am 21. Mai 1987 sowie in 
den Sitzungen am 2. Juni und 30. Juni 1987 bera-

Ing. Tychd 

Berichterstatter 

ten. Im Zuge der Unterausschußberatungen wurde 
über den Gegenstand kein Einvernehmen erzielt. 

N ach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann Dr. No w 0 t n y über die 
Beratungen hat der Finanzausschuß die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 30. Juni 1987 in 
Verhandlung genommen. An der Debatte beteilig­
ten sich die· Abgeordneten Dr. . S c h ü s sei, Dr. 
He i n d I, DipL-Ing. Dr. Kr ü n e sund Dipl.­
Kfm. Holger Bau e r sowie der Bundesminister 
für Finanzen Dipl.-Kfm. La ein a. 

Mit in Verhandlung standen ein vom Abgeord­
neten Dr. Schüssel vorgelegter Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Tau s, Dr. He i n d I, Dr. 
S c h ü s sei und Dr. N 0 w 0 t n y betreffend 
Art. I § 1 Abs. 5, § 2, § 3 lit. c, § 5 1. Satz und § 7 
Abs. 2 sowie ein Abänderungsantrag des Abgeord­
neten Dipl-Ing. Dr. Kr ü n e s. 

Bei der Abstimmung wurde der in der Regie­
rungsvorJage enthaltene Gesetzesvorschlag in der 
Fassung des Abänderungsantrages der Abgeordne­
ten Dr. Taus, Dr. Heindl, Dr. Schüssel und Dr. 
Nowotny mit Stimmenmehrheit angenommen. Der 
Abänderungsantrag des Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Krunes fand nicht die Zustimmung der Aus­
schußmehrheit. 

Zu der Bestimmung des Art. I § 7 Abs. 2 des 
Gesetzesvorschlages stellt der Ausschuß fest, daß 
hiedurch andere betriebliche Sozialleistungen nicht 
berührt werden. 

Ferner geht der Ausschuß davon aus, daß es 
Sache der Unternehmen sein wird, Mitarbeitern 
von Gesellschaften, deren Aktien an der Börse ver­
kauft werden können, vorrangig die Möglichkeit 
zum Erwerb dieser Aktien zu geben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanz­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem' a n g e s chi 0 s sen enG e set z -
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

'Wien, 1987 06 30 

Dr. Nowotny 

Obmann 
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Bundesgesetz vom 2. Juli 1987, mit dem 
Finanzierungsmaßnahmen für Gesellschaften 
des ÖIAG-Konzerns getroffen, das ÖIAG­
Anleihegesetz geändert und organisations­
rechtliche Bestimmungen für vom 1. Verstaat­
lichungsgesetz betroff~ne Unternehmungen 
aufgehoben werden (0 IAG-Finanzierungsge-

setz 1987) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist 
ermächtigt, der Österreichische Industrieholding 
AG (ÖlAG) die Ausgaben für Zinsen und Tilgun-

.. gen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Kredi­
ten zu refundieren, welche die ÖIAG im Gesamt­
ausmaß bis zu 20 600 Millionen Schilling mit Haf­
tungen des Bundes gemäß ÖIAG-Anleihegesetz, 
BGBI. Nr. 295/1975, zum Zwecke der Zuführung 
von Darlehen oder Eigenkapital an in der Anlage 
zum ÖIAG-Gesetz, BGBI. Nr.204/1986, ange­
führte Gesellschaften und deren Tochtergesell­
schaften sowie andere Gesellschaften, an denen die 
ÖIAG beteiligt ist, aufnimmt 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch­
tigt, der ÖIAG die Ausgaben für Zinsen und Til­
gungen von Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre­
diten, welche die ÖIAG zwischen 20. März 1986 
und dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes mit 
Haftung des Bundes gemäß dem ÖIAG-Anleihege­
setz im Nominalwert von höchstens 12300 Millio­
nen Schilling, aber ohne Anwendung des Art. lIdes 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 589/1983, aufgenom­
men hat, zu ersetzen. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters 
ermächtigt, der ÖIAG die ab Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes geleisteten Ausgaben für Zinsen 
von Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten, 
welche die ÖIAG mit Haftung des Bundes auf 
Grund des ÖIAG-Anleihegesetzes, aber ohne 
RefundierungspfIicht bzw. -ermächtigung des Bun­
des bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
aufgenommen hat, zu ersetzen. 

(4) Die Höhe der Refundierungen wird jährlich 
nach Anhörung der ÖIAG festgelegt. Dabei ist auf 

die wirtschaftliche Entwicklung dei ÖIAG oder der 
Gesellschaften, die im Sinne der Abs. 1 und 2 besi­
cherte Mittelzuführungen erhielten, Bedacht zu 
nehmen. Die Höhe der Refundierungen des Bun~ 
des wird sich in dem Maße verringern, als sich die 
Ertragslage der ÖIAG oder der Gesellschaften, die 
im Sinne der Abs. 1 und 2 besicherte Mittelzufüh­
rungen erhielten, verbessert. Dividendeneinnah­
men, welche die ÖIAG während der Laufzeit dieser 
Kreditoperationen von den im Abs. 1 zitierten 
Gesellschaften, die auf Grundlage dieser Gesetzes­
bestimmung finanzierte Eigenkapitalzuführungeh 
erhalten, erzielt, sowie Einnahmen der ÖIAG für 
Zinsen und Tilgungen von Darlehen, welche die 
ÖIAG diesen Gesellschaften gewährt hat und für 
welche die Kapitalaufbringung auf Grundlage die~ 
ser Gesetzesbestimmung erfolgt, sind auf die Lei­
stungen des Bundes jedenfalls anzurechnen. 

(5) Die Haftungsübernahmen des Bundes für die 
im Abs. 1 genannten Anleihen, Darlehen und son­
stige Kredite im Gesamtausmaß bis zu 20 600 Mil­
lionen Schilling bedürfen, wenn im Einzelfall der 
Betrag von 1 000 Millionen Schilling für Kapital 
überstiegen werden soll, der vorherigen Zustim­
mung der Bundesregierung. 

§ 2. Die Zuführung von Darlehen oder Eigenka­
pital an eine Gesellschaft darf, wenn eine Refundie~ 
rung im Sinne des § 1 Abs. 1 in Anspruch genom­
men werden soll, von der ÖIAG nur erfolgen, 
wenn und insoweit die Eigenmittel dieser Gesell­
schaft nicht ausreichen, 

a) um zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Unternehmens lage notwendige Umstruktu­
rierungsmaßnahmen durchzuführen und 

b) ein besonderes regional- oder volkswirt­
schaftliches Interesse an der Bewältigung die-
ser Probleme besteht. . 

§ 3. Die Mittelzuführungen nach diesem Bundes­
gesetz haben auf Grund eines Vertrages zwischen 
dem Bund und der ÖIAG zu erfolgen, in dem ins­
besondere die folgenden Regelungen vorzusehen 
sind: 

a) die Mittelzuführungen dürfen ausschließlich 
zu dem jeweils maßgeblichen Zweck im 
Sinne des § 2 und damit im Zusammenhang . 
stehenden Aufwendungen eingesetzt und 
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müssen durch entsprechende Rationalisie­
rungsmaßnahmen in ihrer Wirksamkeit 

. unterstützt werden; 
b) durch entsprechende Auskunfts-, Offenle­

gungs- und Berichtspflichten und ein Ein­
sichtsrecht ist die widmungsgemäße Verwen­
dung der Mittelzuführungen sicherzustellen; 

c) daß die Mittelzuführungen gemäß § 1 Abs. 1. 
im Rahmen der von der ÖIAG jährlich vor­
zulegenden und vom Bund zu genehmigen­
den Finanzkonzepte erfolgen. Aus diesen 
Konzepten müssen die Höhe und der Zeit­
plan der für die einzelnen Gesellschaften 
beabsichtigtc;n Mittelzuführungen nach dem 
jeweiligen finanziellen Bedarf, aufbauend auf 
einem von den einzelnen Gesellschaften vor­
zulegenden, mindestens dreijährigen Unter­
nehmenskonzept ersichtlich sein, wobei ins­
besondere auf Mittelzuführungen für For­
schung und Entwicklung, für Umweltschutz 
und für sonstige Investitionen Bedacht zu 
nehmen ist; ·in diesen Konzepten haben die 

. Gesellschaften auch Angaben. über die Ent­
wicklung der Personalkosten einschließlich 
der Sozialleistungen zu machen; 

d)daß die ÖIAG durch Richtlinien und Wei­
sungen (§ 2 Abs. 1 des ÖIAG-Gesetzes) auch 
dafür Sorge zu tragen hat, daß von den Kon­
zerngesellschaften dem Vertrag Rechnung 
getragen wird; die ÖIAG ist weiters zu ver­
pflichten, die Mittelzuführungen gemäß § 1 
Abs. 1 an die dadurch begünstigten Gesell­
schaften mit gleichgerichteten vertraglichen 
Verpflichtungen dieser Gesellschaften zu ver­
binden und diesen eine Erstattungspflicht bei 
widmungswidriger Verwendung der Mittel­
zuführungen aufzuerlegen; 

e) daß die jährlichen Refundierungen auf 
Grund eines von der ÖIAG vorzulegenden 
Finanzplanes und nach Maßgabe der budge­
tären Möglichkeiten des Bundes edolgen. 

, 
§ 4. Pläne für Kapitalmarkttransaktionen der 

ÖIAG sowie diese Maßnahmen selbst bedürfen der 
Genehmigung des Bundes. 

§ 5. Die Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns 
haben ihrerseits durch die Veräußerung von für 
den Unternehmensgegenstand nicht notwendigen 
Vermögensbestandteilen einen Beitrag zur Stär­
kung ihrer Liquidität sowie der Ertragslage des 
Konzerns zu erbringen. Darüber hat die ÖIAG 
vierteljährlich dem Bund zu berichten. 

§ 6. Die nach § 3 lit. b zu vereinbarenden 
Berichte haben die in Art. 11 § 1 Abs. 2, letzter Satz, 
des Bundesgesetzes BGB!.· Nr. 633/1982 und 
Art. 11 § 1 Abs. 2, letzter Satz, und Abs. 3 des Bun­
desgesetzes BGB!. Nr.589/1983 vorgesehenen 
Berichtspflichten mit zu umfassen. In diesen 
Berichtenhat die ÖIAG auch über die unter Ver­
wendung der im Sinne des § 1 besicherten Mittel­
zUführungen getätigten Maßnahmen und deren 

Beitrag zur Strukturverbesserung zu berichten. 
Weiters ist in ihnen auf die Übereinstimmung mit' 
den in § 3 lit. c erwähnten Unternehmenskonzepten 
hinzuweisen; etwaige Abweichungen, davon sind 
eIitsprechend zu erläutern. 

§ 7. (1) Bei Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns, 
die Mittelzuführungen im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 
sonstige Zuführungen von Darlehen oder Eigenka­
pital durch den Eigentümer erhalten, sind in 
betrieblichen oder einzelvertraglichen Vereinbarun­
gen über Zusatzpensionen enthaltene Wertanpas­
sungsklauseln bis zum 31. Dezember 1990 nicht 
anzuwenden. 

(2) Betriebliche und einzelvertragliche Vereinba­
rungen über Zusatzpensionen haben auf die 
Ertragslage dieser Gesellschaften Bedacht zu neh­
men. 

Artikel 11 

D~s Bundesgesetz vom 29. April 1975, BGB!. 
Nr. 295, betreffend die Übernahme der Bundeshaf­
tung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite 
der Österreichische Industrieverwaltungs-Aktien­
gesellschaft (ÖIAG-Anleihegesetz) in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 204/1986 wird wie 
folgt geändert: 

, 1. § 1 Abs. 1 lit. b hat zu lauten: 

"b) gemäß § 1348 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches für Haftungen, die die Öster­
reichische Industrieholding Aktiengesell­
schaft gemäß § 1357 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuches für im In- und Ausland 
durchzuführende Kreditoperationen (Anlei­
hen, Darlehen und sonstige Kredite) der in 
der Anlage zum ÖIAG-Gesetz, BGB!. 
Nr. 204/1986, angeführten Gesellschaften 
und deren Tochtergesellschaften sowie ande­
rer Gesellschaften,- an denen die ÖIAG betei­
ligt ist, übernimmt." 

2. § 1 Abs. 2 lit. a und b haben zu lauten: 

"a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag 
(Gegenwert) der Haftung gemäß Abs. 1 lit. a 
und b 62 000 Millionen Schilling an Kapital 
und 62 000 Millionen Schilling an Zinsen 
und Kosten nicht übersteigt; 

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Betrag 
von 2 500 Millionen Schilling an Kapital 
nicht übersteigt;" 

3. § 1 Abs. 2 lit. f hat zu lauten: 

"f) der Erlös aus Kreditoperationen, für welche 
gemäß Abs. 1 lit. b die Haftung übernommen 
wird, zur Durchführung von Investitionen 
und Rationalisierungsmaßnahmen oder zur 
Durchführung von Anschlußfinanzierungen 
bis zum jeweils gleichen Kapitalbetrag für 
solche Kreditoperationen in den vom Abs. 1 
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lit. b umschriebenen Gesellschaften verwen­
det wird. Die sich jeweils ergebende' Gesamt­
laufzeit, das ist die Summe der Laufzeit der 
Kreditoperationen zur Durchführung von 
Investitionen und Rationalisierungsmaßnah -
men und der Kreditoperationen zur 
Anschlußfinanzierung, darf die im Abs. 2 
lit. c festgesetzte Laufzeit nicht übersteigen." 

4. § 6 Abs. 1 lit. a hat zu lauten: 

"a) eine Prolongierung von FäHigkeiten von Ver­
pflichtungen aus Kreditoperationen, zur Ver­
meidung einer In'anspruchnahme des Bundes 
aus der Haftung aus welchem Grund immer 
geboten ist," 

5. In allen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sind die Worte "Österreichische Industrieverwal­
tungs-Aktiengesellschaft" jeweils durch "Öster­
reich ische Industrieholding Aktiengesellschaft" zu 
ersetzen. 

Artikel III 

(1) Das Bundesgesetz vom 1. Juni 1960 über die 
Rekonzernierung bei verstaatlichten Unternehmun­
gen (Rekonzernierungsgesetz), BGBI. Nr. 112/ 
1960, und das Bundesgesetz vom 11. Juli 1963 über 
organisatorische Maßnahmen im Bereich der ver­
staatlichten . Unternehmungen (1. Verstaatlichungs­
Organisationsgesetz), BGBI. Nr. 208/1963, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 329/1963 
werden aufgehoben. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Das Bundesverfas­
sungsgesetz vom 22. Oktober 1969 betreffend die 
Mitwirkung des Hauptausschusses des Nationalra­
tes bei Angelegenheiten der in der Anlage zum 
ÖIAG-Gesetz, BGBI. Nr.23/1967, angeführten 
Gesellschaften und die Prüfungsbefugnis des Rech­
nungshofes, BGBI. Nr. 46/1970, in der Fassung des 
Art. IV des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Oktober 1977, BGBI. Nr. 539/1977, wird auf­
gehoben. 

(3) § 3 des Bundesgesetzes über die Verstaatli­
chung von Unternehmungen, BGBI. Nr. 168/1946, 
wird aufgehoben. 

Artikel IV 

(1) Das ÖIAG-Gesetz, BGBI.· Nr.204/1986, 
wird geändert wie fort: 

1. § 3 hat zu lauten: 

,,§ 3. Der zuständige Bundesminister hat dem 
Nationalrat jährlich nach Jahresabschluß einen 
Bericht über die Lage des ÖIAG-Konzerns vorzu­
legen, in dem auch über die Entwicklung der Orga­
nisationsstruktur und der Eigentumsverhältnisse an 
den Konzerngesellschaften zu berichten ist." 

2. § 6 und § 8 Abs. 2 veten außer Kraft. 

(2) Die Verbindlichkeiten der ÖIAG, für die der 
Bundesminister für Finanzen zu Refundierungen 
ermächtigt ist, und die entsprechenden Refundie­
rungsbeträge sind in der Bilanz der ÖIAG geson­
dert als Schulden und Vermögensgegenstände aus­
zuweIsen. 

Artikel V 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: ' 

a) der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich 
des Art. I § 1 Abs. 1 bis 3, § 4 und des Art. II, 

b) hinsichtlich des Art. I § 1 Abs. 4, des § 2 und 
des § 3 der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen, 

c) der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr hinsichtlich des 
Art. I § 1 Abs. 5 und des Art. III Abs. 3, 

d) hinsichtlich des Art. I § 7 der Bundesminister 
für Justiz, . 

e) hinsichtlich des Art. III Abs. 2 die Bundesre­
gIerung, 

f) im übrigen der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr. 
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